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Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

 

die Bundesregierung hat dem Bundestag den von ihr am 5. April 2017 beschlosse-

nen Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen 

Netzwerken (Netzwerkdurchsetzungsgesetz – NetzDG) vorgelegt. 

 

Leider ist mir dieser Gesetzentwurf erst nach dem Kabinettsbeschluss vom Bundes-

ministerium für Justiz und Verbraucherschutz übersandt worden. Eine Beteiligung 

der BfDI durch das federführende Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-

cherschutz entsprechend den Vorgaben der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 

Bundesministerien im Ressortverfahren erfolgte nicht. 

 

 

Daher nehme ich die Gelegenheit wahr, Sie mit anliegender Stellungnahme auf die 

Punkte hinzuweisen, die aus meiner Sicht im weiteren parlamentarischen Verfahren 

in jedem Falle berücksichtigt werden sollten. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Andrea Voßhoff 
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zialen Netzwerken  
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Mit dem Entwurf des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes verfolgt die Bundesregierung 

das Ziel, gegen die Verbreitung von Hasskriminalität und strafbaren Falschnachrich-

ten im Internet vorzugehen. Hierbei muss eine sorgfältige Abwägung, nicht nur mit 

dem Grundrecht der sich äußernden Person auf Meinungsfreiheit aus Art. 5 Grund-

gesetz, sondern auch mit ihrem Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung 

aus Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes erfolgen. Dem wird der 

Gesetzentwurf aus Sicht der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Infor-

mationsfreiheit nicht vollumfänglich gerecht. 

 

 

Artikel II (Änderung des Telemediengesetzes) 

Ausweitung der Übermittlung von Bestandsdaten an Private 

 

Durch die Änderung von § 14 Absatz 2 des Telemediengesetzes wird die Befugnis 

der Telemedienanbieter, Bestandsdaten von Nutzern ihres Angebots an private Dritte 

zu übermitteln, erweitert. Bisher können Bestandsdaten von Nutzern im Rahmen die-
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ser Vorschrift lediglich für Zwecke der Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigen-

tums, insbesondere Urheberrechte, an Private übermittelt werden. Durch die vorge-

sehene Erweiterung wäre eine Übermittlung bei sämtlichen Verletzungen absoluter 

Rechte möglich. Darunter fallen insbesondere Verletzungen des allgemeinen Per-

sönlichkeitsrechts, beispielsweise durch Beleidigung oder die Behauptung falscher 

Tatsachen.  

 

Der Gesetzentwurf sieht dabei keine unabhängige Prüfinstanz vor, so dass der Te-

lemedienanbieter die gespeicherten Bestandsdaten seiner Nutzer bei jeder behaup-

teten Rechtsverletzung übermitteln müsste. Dies stellt aus Sicht der Bundesbeauf-

tragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit einen unverhältnismäßigen 

Eingriff in das Recht der Nutzer auf informationelle Selbstbestimmung dar. Die Bun-

desbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit empfiehlt daher, die 

vorgesehene Erweiterung der Übermittlungsbefugnis der Telemedienanbieter im wei-

teren parlamentarischen Verfahren um eine unabhängige Vorabprüfung, wie z.B. 

einen Richtervorbehalt, zu ergänzen. 


